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Analyse

Das »Konjunkturpaket« der russischen Regierung
Von Yuri Simachev, Boris Kuznetsov und Andrei Yakovlev, Moskau

Einleitung
Im März 2009 wurde das Programm der russischen Regierung zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise (»Kon-
junkturpaket«) veröff entlicht und öff entlich diskutiert. Dieser Schritt weckt Hoff nung, dass die Regierung 
dazu übergeht ihre Antikrisenpolitik in enger Zusammenarbeit mit Vertretern von Wirtschaft und Gesell-
schaft zu entwickeln. Unsere Analyse des Konjunkturpakets der russischen Regierung zeigt die zentralen 
Stoßrichtungen und erlaubt eine detaillierte Klassifi zierung der einzelnen Maßnahmen und ihrer zu erwar-
tenden Eff ekte.

Das Konjunkturpaket im Überblick
Insgesamt wurden von unserem 20-köpfi gen Exper-
tenteam etwa 100 Einzelmaßnahmen untersucht, die 
von der russischen Regierung im Zeitraum von Okto-
ber 2008 bis März 2009 mit explizitem Bezug auf die 
Bekämpfung der Wirtschaftskrise im Bereich der Real-
wirtschaft verabschiedet worden sind:

Der Gesamtumfang der zusätzlichen staatlichen 
Finanzmittel zur Unterstützung der Industrie wird auf 
2,1 bis 2,5 Billionen Rubel (derzeit etwa 45 bis 55 Mrd. 
Euro) geschätzt:

1,1 – 1,2 Billionen Rubel (25 Mrd. Euro) für verbes-• 
serten Zugang zu Finanzmitteln
500 – 700 Mrd. Rubel (11 – 16 Mrd. Euro) zur Redu-• 
zierung der Abgabenlast
250 – 300 Mrd. Rubel (6 – 7 Mrd. Euro) für Sozi-• 
alleistungen und zur Entwicklung des Arbeits-
markts
180 – 230 Mrd. Rubel (4 – 5 Mrd. Euro) zur Stimu-• 
lierung der Binnennachfrage
60 – 90 Mrd. Rubel (1 – 2 Mrd. Euro) zur Unter-• 
stützung von Kleinunternehmen

Die von den Maßnahmen bevorzugt geförderten Wirt-
schaftsbranchen sind die Automobilproduktion, die Pro-
duktion von landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen, der 
Rüstungssektor, die Landwirtschaft und der Wohnungs-
bau. Unter Einbeziehung von Steuerentlastungen auch 
die Erdöl- und Erdgasförderung. Die Maßnahmen kon-
zentrieren sich auf Großunternehmen und Kleinstun-
ternehmen. Für Unternehmen mittlerer Größe sind nur 
15 % der Maßnahmen vorgesehen. 

Im Rahmen der staatlichen Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Wirtschaftskrise sind bereits früher 
geplante Maßnahmen im Bereich der Entwicklung des 
Unternehmensrechtes, der Unterstützung der Kleinun-
ternehmen, der Reduzierung der bürokratischen Hür-
den für Unternehmen und der Verbesserung des Steu-
ersystems wesentlich beschleunigt worden. Zu den stra-

tegisch wichtigen Maßnahmen zählen auch die Ent-
wicklung des Leasing und die Weiterentwicklung des 
Anleihenmarktes. Nach Einschätzung unserer Experten 
haben etwa 7 % der Maßnahmen eine verzögerte Wir-
kung. Während die direkte konjunkturelle Wirkung 
dieser Maßnahmen als niedrig eingeschätzt wird, wird 
erwartet, dass sie längerfristig eine erhebliche und posi-
tive Wirkung entfalten.

Kritische Bestandsaufnahme
Die Maßnahmen des Konjunkturpaketes haben vor 
allem einen kompensierenden Charakter, d. h. sie zie-
len darauf, die durch die Wirtschaftskrise verursachten 
Verluste der großen Unternehmen zu begrenzen (in der 
Regel ohne Berücksichtigung des konkreten Unterneh-
mensverhaltens). In nur viel geringerem Umfang tragen 
die Maßnahmen zur Entwicklung konkurrenzfähiger 
Unternehmen bei. 

Es besteht ein Defi zit an Maßnahmen und an Res-
sourcen in den folgenden Bereichen: 

Förderung von Innovationen und technischer • 
Modernisierung
Unterstützung von high-tech•  Exporten
Förderung von marktwirtschaftlichem Wett-• 
bewerb
Förderung des Unternehmenswachstums• 
Förderung neuer Wirtschaftszweige• 
Attraktivität des russischen Marktes für ausländi-• 
sche Investoren
Effi  zienz der natürlichen Monopole und staatlichen • 
Großunternehmen

Die Umsetzung der im Konjunkturpaket der Regierung 
vorgesehenen Maßnahmen verlangt (mit Ausnahme der-
jenigen Maßnahmen die auf reinen fi nanziellen Entlas-
tungen beruhen) eine hohe Qualität der Umsetzung. 
Die Staatsverwaltung muß eigenständig über die Aus-
wahl der zu fördernden Unternehmen und über die 
konkrete Form der Realisierung der Maßnahme ent-
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scheiden. Nach unserer Studie sind so 40 % der Maß-
nahmen dem Risiko einer ineffi  zienten administrativen 
Umsetzung ausgesetzt.

Insgesamt werden von unserem Expertenteam 
nur 10 % der Maßnahmen des staatlichen Konjunk-
turpakts als sehr eff ektiv eingeschätzt. Weitere 30 % 
werden als recht eff ektiv beurteilt. Das Potenzial eini-
ger Maßnahmen wird dabei durch die konkreten Aus-
führungsbestimmungen erheblich eingeschränkt. Bei 
10 % der staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskrise kritisieren unsere Experten außerdem 
die Ambivalenz ihres Einfl usses. Kurzfristig können 
sie durchaus zur Konjunkturbelebung beitragen, lang-
fristig führen sie jedoch zu Wettbewerbsverzerrungen 
und anderen Problemen, die die Rückkehr zu nachhal-
tigem Wirtschaftswachstum nach Überwindung der 
Krise erschweren werden.

Mehr als 40 % der Maßnahmen widersprechen 
zumindest teilweise den vor der Krise entwickelten 
Prinzipien der russischen Wirtschaftspolitik. In Anbe-
tracht der Einzigartigkeit der aktuellen Wirtschafts-
krise und des zeitlich begrenzten Charakters der staat-
lichen Maßnahmen zur Krisenbekämpfung ist dies der-
zeit nicht das größte Problem. Bedenklich ist jedoch, 
dass der befristete Charakter etlicher Maßnahmen 
nicht eindeutig defi niert wurde. Das Fehlen eindeuti-
ger Regeln zur Abschaff ung (oder Verlängerung) dieser 
Maßnahmen macht die Wirtschaftspolitik unvorhers-
agbar und schaff t damit Unsicherheit unter den betrof-
fenen Unternehmen. Hinzu kommt, dass die Debatte 
über die Zukunft dieser Maßnahmen so zum Ziel von 
Lobbyisten wird.

Verbesserungspotenzial
Aus unserer Sicht liegt das Verbesserungspotenzial beim 
staatlichen Konjunkturpaket weniger in der Ausarbei-
tung neuer, zusätzlicher Vorschläge sondern in der Opti-
mierung der bereits entwickelten Maßnahmen. Neben 
der Verbesserung der Umsetzung der Maßnahmen sind 
eine effi  ziente Erfolgskontrolle und transparente politi-
sche Entscheidungsverfahren von zentraler Bedeutung. 
Wir halten in diesem Zusammenhang folgende Punkte 
für vorrangig:

Erstens sollten die konkreten Maßnahmen deutlich 
auf ein bestimmtes Ziel ausgerichtet sein und auch durch 
die Mittelempfänger bezüglich ihrer erwarteten Eff ekte 
und möglicher Probleme und Risiken bewertet werden.

Zweitens sollte die Ausarbeitung einer konkreten 
Maßnahme in Absprache mit der Wirtschaft und inte-
ressierten öff entlichen Organisationen erfolgen. Zu den 
wichtigsten Forderungen zählt, dass die Stellungnah-

men der Wirtschaftsverbände und gesellschaftlichen 
Organisationen veröff entlicht werden.

Drittens sollte die praktische Umsetzung jeder Maß-
nahme zu regelmäßigen, vorab festgelegten Kontroll-
terminen überprüft werden. Dabei ist eine Koopera-
tion mit Wirtschaftsverbänden und gesellschaftlichen 
Organisationen möglich.

Viertens ist es notwendig, die Regelung aller Maß-
nahmen auf ausreichende Anforderungen bezüglich der 
Off enlegung von Informationen und der Transparenz 
von Entscheidungsprozessen und Ergebnissen zu über-
prüfen. Nur durch Kontrollen und Transparenz ist eine 
Evaluierung der Maßnahmen und eine mögliche Kor-
rektur oder gar Abschaff ung einzelner Maßnahmen 
zu gewährleisten. Wir geben zu, dass derzeit die Über-
tragung zentraler Entscheidungskompetenzen auf die 
Regierung erforderlich ist, um schnell und fl exibel auf 
die Krise reagieren zu können. Wir würden eine Ver-
stärkung der begleitenden Informationsmaßnahmen 
der Regierung jedoch für hilfreich halten.

Wir halten es für erforderlich, das Instrumentarium 
zur Umsetzung der Maßnahmen zur Krisenbekämp-
fung schrittweise auszuweiten. Dazu muss die gesetz-
liche Grundlage verbessert werden, um schnelle und 
fl exible Reaktionen zu ermöglichen. In der Krise sind 
Sofortmaßnahmen oft unvermeidbar. Es ist aber wich-
tig, diese Sofortmaßnahmen in ein langfristiges Kon-
zept einzubetten und schon jetzt einen Plan zu ihrer 
späteren Abschaff ung und zum »Rückzug des Staates 
aus der Nationalisierung« zu entwerfen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen auch Maß-
nahmen zur Eff ektivitätssteigerung der staatlichen 
Unternehmen und natürlichen Monopole (wie Erd-
gasversorgung oder Eisenbahnverkehr). Diese Sekto-
ren sind für die gesamte Wirtschaft des Landes von 
großer Bedeutung und hier hat der Staat als Eigentü-
mer direkte Verantwortung. 

Bei Maßnahmen zur Unterstützung einzelner Wirt-
schaftsbranchen oder Unternehmen sollte unserer Mei-
nung nach darauf geachtet werden, dass die Sicherung 
von Arbeitsplätzen nicht durch eine künstliche Erhö-
hung der Nachfrage und eine Stützung ineffi  zienter 
Prodution erfolgt. Eine Stützung der Nachfrage ist nur 
dann berechtigt, wenn dadurch nicht nur Arbeitsplätze 
sondern auch wettbewerbsfähige Produktionskapazitä-
ten und qualifi zierte Fachkräfte erhalten bleiben. Dies 
wiederum bedeutet, dass aus Sicht der Regierung ent-
weder die Nachfrage auch nach der Krise (d. h. ohne die 
staatlichen Anti-Krisen-Maßnahmen) vorhanden sein 
wird oder die Bewahrung der Produktionskapazitäten 
im Interesse der nationalen Sicherheit liegt.
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Um etliche Probleme zu vermeiden, die typisch sind 
für direkte Unterstützungsmaßnahmen für Unterneh-
men, sollten sich die Aufl agen nicht in erster Linie auf 
die Preispolitik der Unternehmen beziehen (indem Ver-
kaufspreise staatlich reguliert werden) sondern vielmehr 
Modernisierungsinvestitionen und damit eine Steige-
rung der Konkurrenzfähigkeit der Produktion verlan-
gen. Entsprechende Forderungen existieren zweifels-
ohne in vielen Fällen, sind aber weder transparent noch 
öff entlich.

Abschließend sei betont, dass es von zentraler Bedeu-
tung ist, bereits während der Krise Maßnahmen zu ent-
wickeln, die einen Übergang von der Rettung gefähr-
derter Unternehmen hin zur Unterstützung konkur-
renzfähiger neuer Leitsektoren der Wirtschaft einlei-
ten. Dies würde der russischen Wirtschaft nach Ende 
der Krise eine schnelle Rückkehr zum Wachstumspfad 
ermöglichen.

Übersetzung: Lina Pleines
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Lesetipp
Die vollständige englische Übersetzung des Anti-Krisen Programms (»Konjunkturpakts«) der russischen Regierung 
fi ndet sich unter http://premier.gov.ru/eng/anticrisis/
Die vollständige Analyse der Autoren ist in russischer Sprache abrufbar unter 
http://www.hse.ru/data/943/184/1241/otsenka.pdf

Statistik

Zunahme des staatlichen Haushaltsdefi zits im Rahmen der 
Krisenbekämpfung und erwartetes Haushaltsdefi zit für 2009

Ausweitung der staatlichen Haushaltsdefi zite im Rahmen der Krisenbekämpfung (Veränderung der Haushaltsbi-
lanz, gemessen als Prozentanteil am BIP, 2009 gegenüber 2007) als Balken und für 2009 erwartetes Haushaltsdefi -
zit als Zahl.

Anmerkung: Das für 2009 erwartete Haushaltsdefi zit ist niedriger als die Zunahme von 2007 bis 2009, wenn die Haushaltsbilanz 2007 
positiv war. Im russischen Fall ist die Haushaltsbilanz von + 6,8 % auf – 6,2 % gesunken, was einem Rückgang von 13 % entspricht.
Quelle: IWF, zitiert nach Economist 30.4.2009.
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